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Zu Frage 1 und 2

Die Europäische Union steht vor einer Vielzahl großer Herausforderungen. Die christdemokratisch-konservative EVP-Fraktion im Europäischen Parlament teilt die Einschätzung der Erklärung von Rom, was die drei größten Herausforderungen betrifft: 
· wachsender Migrationsdruck und Terrorgefahr, 
· hohe (Jugend-)Arbeitslosigkeit in vielen EU-Mitgliedstaaten sowie 
· Verteidigung. 
Rechtspopulisten und Demagogen wollen diese Probleme dazu instrumentalisieren, Ängste in der Bevölkerung zu schüren und nationale Abschottungstendenzen zu fördern. Diese Anti-Europäer können nur mundtot gemacht werden, wenn wir die Herausforderungen annehmen, sie analysieren und konkrete Maßnahmen entwickeln. Wir brauchen eine ergebnisorientierte Politik:

A. Wachsender Migrationsdruck und Terrorismusgefahr
Die Flüchtlingskrise und die wachsende Gefahr durch den islamistischen Terrorismus haben gezeigt, dass wir ein neues Konzept zur Sicherung der europäischen Außengrenzen benötigen. Die EVP-Fraktion setzt sich für den Ausbau der Grenz- und Küstenwache als sehr wirksames Mittel ein, um Europa sicherer zu machen. Nach unseren Vorschlägen hat die EU-Kommission im neuesten Haushaltsentwurf mehr Mittel für die Grenzschutzagentur FRONTEX vorgesehen. Die EVP-Fraktion hatte darüber hinaus zahlreiche Vorschläge initiiert, die in den vergangenen Monaten auf EU-Ebene verabschiedet wurden, wie EURODAC, ein Identifizierungssystem für den Abgleich der Fingerabdruckdaten aller Asylbewerber und „Smart-Borders“ - ein System, das mit elektronischer Erfassung von biometrischen Daten die Grenzkontrollen an den Schengen-Außengrenzen beschleunigen soll. 
[bookmark: _GoBack]Des Weiteren wollen wir einen Anti-Terrorismus-Pakt, dessen oberstes Ziel es ist, Radikalisierung zu verhindern und den Prozess der Entradikalisierung zu intensivieren, etwa durch die Bereitstellung von EU-Mitteln für Sensibilisierungskampagnen gegen die Radikalisierung im Internet. Zudem muss es mehr Sofortmaßnahmen gegen die wachsende Bedrohung durch ausländische Kämpfer geben. Dazu haben wir die Übermittlung von Fluggastdatensätzen zu internationalen Flügen an die EU-Mitgliedstaaten und Maßnahmen zur Bekämpfung der Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung auf den Weg gebracht. 


B. Jugendarbeitslosigkeit
Insbesondere die Jugendarbeitslosigkeit ist weiterhin ein großes Problem. Die EVP-Fraktion möchte  Jungunternehmern mehr Freiheiten und bessere Rahmenbedingungen bieten. Da die meisten Ausbildungs- und Arbeitsplätze in kleinen und mittelständischen Unternehmen geschaffen werden, liegt uns die KMU-Förderung besonders am Herzen. Wir wollen, dass KMU bei der Bewilligung von EU-Fördermitteln (Horizon 2020, Europäischer Fonds für strategische Investitionen) stärker  berücksichtigt werden und dass Anleger im Rahmen des Europäischen Risikokapitalfonds (EuVECA) und des EU Fonds für soziales Unternehmertum (EuSEF) künftig einfacher in KMU und Start-Up-Unternehmen investieren können. Um die Mobilität der Arbeitnehmer zu erhöhen, setzen wir uns für ein europäisches duales System für die Lehrlingsausbildung ein. Da insbesondere der digitale Markt in der Zukunft Beschäftigungsmöglichkeiten bietet, setzt sich die EVP-Fraktion für den Ausbau des Internets in den Mitgliedstaaten sowie einen digitalen Binnenmarkt ein. 




C. Verteidigung
Die EU muss sich in Zukunft selbst um ihre Sicherheit kümmern. Wir brauchen eine Europäische Verteidigungsunion. Die EVP-Fraktion plädiert für die Einsetzung eines ständigen Rats der Verteidigungsminister, die Unterstützung von Ausbildungs- und Ausrüstungsinitiativen von Drittländern, die im Rahmen der EU-Missionen ausgebildet werden, sowie für die Einrichtung eines gemeinsamen militärischen Operationskommandos zur Planung und Durchführung von Militäroperationen. Wir unterstützen die Idee des europäischen Verteidigungsfonds sowie die Einführung des Programms für die Verteidigung der industriellen Entwicklung. 


Zu Frage 3: Bürgernähe und Demokratiedefizit

Die EU-Institutionen arbeiten wesentlich transparenter und damit bürgernäher als die Parlamente und Institutionen der EU-Mitgliedstaaten. Vorreiter war und ist hierbei immer das Europäische Parlament, das als das transparenteste Parlament der Welt gilt: Sämtliche Beratungen in unseren Ausschüssen und im Plenum, einschließlich der Sitzungsdokumente, sind auf der Homepage des Europäischen Parlaments zugänglich. Die Bürger/innen können alle Debatten live im Internet verfolgen. Das Abstimmungsverhalten sowie alle parlamentarischen Tätigkeiten und Reden der Abgeordneten sind ebenfalls  leicht auf der Homepage unter dem Namen des oder der jeweiligen Abgeordneten zu finden. Das Europäische Parlament hat darüber hinaus in allen EU-Mitgliedstaaten Informationsbüros, die Infomaterial zur Verfügung stellen und Veranstaltungen zu unterschiedlichen Themen organisieren. Die vier in der Metropole Ruhr gelegenen „Europe Direct Center“ (Essen, Dortmund, Duisburg und Hagen) laden dazu ein, sich noch mehr über Europa zu informieren, und bieten Informationsmaterial darüber, wie Bürger/innen oder z.B. auch  Städte in der Region konkret von der EU profitieren können Es gibt sogar eine Bürgerhotline, die bei konkreten Bürgeranfragen, z.B. zum Umzug in ein anderes EU-Land, zu Fluggastrechten etc.) helfen kann. 
Die Interessen der Bürger/innen werden auf der europäischen Ebene gleich zweifach vertreten. Zum einen werden nationale Interessen durch den Ministerrat, also durch die Mitgliedstaaten geschützt. Zum anderen vertreten wir direkt gewählte Volksvertreter die Interessen der EU-Bürger/innen im EU-Parlamenten, das seit dem Lissabon-Vertrag endgültig in nahezu allen politischen Bereichen das Mitentscheidungsrecht ausübt. Auch die Rolle der nationalen Parlamente wurde wieder gestärkt. Und mit dem Europäischen Bürgerbegehren können Bürger/innen europäische Gesetzesinitiativen anstoßen. Genau dieses Initiativrecht fehlt dem Europäischen Parlament, und natürlich wollen wir das ändern. Die dominante Rolle der Europäischen Kommission bei Gesetzesvorhaben ist nicht akzeptabel. Tatsache ist: Ganz wenige europäische Beamte, die natürlich nicht vom Volk gewählt sind, entwerfen jeweils Gesetzesvorschläge, deren Inhalte das Europäische Parlament nur mit Mehrheitsentscheidung ändern kann. Dass Kommissionsbeamte natürlich auch ihre ganz persönlichen Wünsche, mitgliedstaatliche Hintergründe und oft auch Interessen haben, und dass auch in der Kommission ein starkes Lobbying stattfindet, ist den Gesetzesentwürfen oftmals anzumerken. Der Ministerrat nimmt diese Situation unwidersprochen hin. Wir brauchen also dringend eine Vertragsänderung hin zum Initiativrecht des Europäischen Parlaments!
In den Mitgliedstaaten selbst muss aber auch mehr getan werden. Dabei geht es vor allem um Bildung und Aufklärung. Das Thema EU muss wesentlich stärker in den Unterrichtsplänen der Schulen verankert werden. Städte und Regionen sollten Bürger/innen besser darüber informieren, welche Projekte mit EU-Geldern gefördert wurden. Und ich wünsche mir Informationskampagnen, die zeigen, wie uns EU-Gesetzgebung in unserem täglichen Leben begleitet und schützt.

